VERFASSUNGSRAT
KOMMISSION 4

Zusammenfassung der 21. Sitzung

Freitag, 3. Oktober 2003

Die Kommission 4 (politische Rechte, Verfassungsrevision, Übergangsbestimmungen) hat am Freitag, den 3. Oktober 2003, ihre 21. Sitzung abgehalten.

Sie hat, unter Miteinbeziehung der Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens, die Artikel 51 - 54 und 102 über die politischen Rechte neu besprochen. 

Folgende Beschlüsse sind gefasst worden:

· Artikel 51, Volksmotion: Mit knapper Mehrheit hat die Kommission beschlossen, die Volksmotion in der Fassung des Vorentwurfs beizubehalten (300 Stimmberechtigte können eine Motion zuhanden des Parlamentes einreichen). Eine starke Minderheit fordert die Streichung dieses Rechts oder zumindest die Erhöhung der erforderlichen Anzahl Unterschriften;

· Artikel 52, Wahlen: Dieser Artikel ist hauptsächlich in redaktioneller Hinsicht bereinigt worden: Der 3. Absatz über die Wahlen in den Nationalrat ist gestrichen worden. Die Kommission hat ihren Beschluss bestätigt, wonach einzig Schweizerinnen und Schweizer als Mitglieder des Grossen Rats, des Staatsrats oder als Abgeordnete in den Ständerat gewählt werden können;

· Artikel 53, Stimm- und Wahlberechtigte (in Gemeindeangelegenheiten): Die Kommission hat die Überschrift dieses Artikels im französischen Text geändert in «Droit de voter et d’élire»; sie hat ausserdem den 2. Absatz geändert, um ihn dem Wortlaut des 2. Absatzes von Artikel 44 anzugleichen. Die Kommission hat jedoch nicht abschliessend darüber entscheiden können, ob den Ausländerinnen und Ausländern, die seit 10 Jahren im Kanton ihren Wohnsitz haben, ein Wahlrecht eingeräumt werden soll. Auch nach zwei nahrhaften Verhandlungen und zwei Abstimmungen besteht weiterhin Stimmengleichheit. Die Kommission hat daher beschlossen, in dieser Frage zwei Minderheitenberichte abzugeben;

· Artikel 54, Gemeinde, Mitwirkung: Die Kommission bestätigt den Beschluss, dass die Stimmberechtigten in Gemeinden mit einem Generalrat über das Initiativ- und Referendumsrecht verfügen sollen. Hingegen ist an einer Verankerung des Motionsrechts nicht festgehalten worden. Die Kommission hat nämlich festgestellt, dass ein solches Recht im Reglement des Generalrates, gegebenenfalls mit einer anderen Bezeichnung, enthalten sein muss;

· Artikel 102, Dringlichkeitsklausel: Die Kommission hat diesen Artikel, der dem bestehenden Recht entspricht, bestätigt.

Diese Beschlüsse werden dem Plenum anlässlich der zweiten Lesung des Vorentwurfs unterbreitet werden.

Die Kommission wird am 28. Oktober eine weitere Sitzung abhalten, an der die Über​gangsbestimmungen besprochen werden sollen.
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